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Grundordnung der FH Münster University of Applied Sciences vom 08. Januar 2008 in der geän-
derten Fassung vom 28.9.2020/25.1.2021 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Aufgrund des § 2 Abs. 4 Satz 1 des Gesetzes über die Hochschulen des Landes Nordrhein- Westfa-
len (Hochschulgesetz - HG) vom 16. September 2014 (Artikel 1 des Hochschulzukunftsgesetzes vom 
16. September 2014) (GV. NRW. S. 547), zuletzt geändert durch Artikel 10 des Gesetzes zur konse-
quenten und solidarischen Bewältigung der COVID-19-Pandemie in Nordrhein-Westfalen und zur 
Anpassung des Landesrechts im Hinblick auf die Auswirkungen einer Pandemie vom 14. April 2020 
(GV. NRW. S. 218b) hat der Senat der FH Münster am 28.9.2020 und 25.1.2021 folgende Änderung 
der Grundordnung beschlossen:  
 

https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=18406&vd_back=N218b&sg=0&menu=1
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Teil I 
Status und Aufgaben 

 
§ 1 

Hochschulname, Wappen und Siegel 
 
(1) Die Hochschule führt den Namen „FH Münster“ und den Zusatz „University of Applied Sci-

ences“. 
 
(2) Die Hochschule führt Wappen und Siegel. 
 
 
 

§ 2 
Aufgaben 

 
(1) Die Hochschule bereitet durch anwendungsbezogene Lehre, Studium und Forschung auf be-

rufliche Tätigkeiten im In- und Ausland vor, die die Gewinnung und die Anwendung wissen-
schaftlicher Erkenntnisse und Methoden oder die Fähigkeit zu künstlerischer Gestaltung er-
fordern. Sie nimmt in Ausübung ihrer Rechte gemäß Artikel 5 Abs. 3 Satz 1 Grundgesetz ihre 
Aufgaben in Forschung, Entwicklung und Kunst wahr. Sie wirkt dabei an der Weiterentwick-
lung des demokratischen und sozialen Rechtsstaates mit und trägt zur Verwirklichung der 
verfassungsrechtlichen Wertentscheidungen bei. Dazu wirkt sie auf mündige und kritische Ab-
solventinnen und Absolventen hin. 

 
(2) Neben den in Abs. 1 genannten Zielen und Pflichten hat die Hochschule insbesondere fol-

gende weitere Aufgaben: 
 
1. Sie stellt ihr Bildungsangebot und ihre Forschung in den Dienst der Menschen. Bildung 

und Forschung sollen – unter Wahrung der grundgesetzlich garantierten Wissen-
schaftsfreiheit – auf nachhaltige, friedliche und demokratische Ziele ausgerichtet sein 
und sich auf zivile Zwecke konzentrieren. Alle an Bildung und Forschung beteiligten 
Mitglieder und Angehörigen haben die gesellschaftlichen Folgen wissenschaftlicher Er-
kenntnis zu bedenken. Werden ihnen Ergebnisse der Forschung bekannt, die bei ver-
antwortungsloser Verwendung erhebliche Gefahr für die Gesundheit, das Leben oder 
das nachhaltige, friedliche und demokratische Zusammenleben der Menschen herbei-
führen können, so sollen sie die zuständige Fachbereichs- bzw. Institutsleitung oder die 
Hochschulleitung davon unterrichten.  

 
2. Sie bietet wissenschaftliche Weiterbildung zur Förderung lebenslangen Lernens an. 
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3. Sie fördert den Wissens- und Technologietransfer. Zu diesem Zweck kann sie sich im 

Rahmen der Gesetze auch privatrechtlicher Formen bedienen, die Patentierung und 
Verwertung von Forschungsergebnissen fördern und mit Dritten zusammenarbeiten. 
Zur Unterstützung der Wissens- und Technologietransfers fördert sie auch Ausgrün-
dungen von Unternehmen im Sinne des Hochschulgesetzes. 

 
4. Sie befähigt die Studierenden durch gelebte Interdisziplinarität und Interkulturalität für 

das Leben in globalen Märkten und vermittelt ein lebendiges Verständnis für die sich 
wandelnde Berufs- und Lebenswelt. Sie fördert die internationale, insbesondere die eu-
ropäische Zusammenarbeit im Hochschulbereich und den Austausch zwischen deut-
schen und ausländischen Hochschulen. Dabei berücksichtigt sie die besonderen Be-
dürfnisse ausländischer Studierender und wirkt auf die Verbesserung der studentischen 
Mobilität hin, insbesondere durch Förderung von Maßnahmen, die die gegenseitige An-
erkennung von Studien- und Prüfungsleistungen erleichtern.  

 
5. Sie bildet auch mit anderen Hochschulen aufeinander abgestimmte Schwerpunkte ihrer 

Bildung und Forschung. Sie wirkt bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben mit anderen 
staatlichen oder staatlich anerkannten Hochschulen sowie mit staatlichen und staatlich 
geförderten Forschungs- und Bildungseinrichtungen und mit Einrichtungen der For-
schungsförderung zusammen. 

 
6. Sie gestaltet qualitätsvoll und nachhaltig Bildung und Forschung entsprechend wissen-

schaftlicher Standards und bietet einen bedarfsgerechten Wissens- und Forschungs-
transfer; sie fördert den Schutz der natürlichen Lebensgrundlagen und beachtet bei der 
Nutzung ihrer Sachmittel die Grundsätze verantwortungsbewusster Entwicklung. 

 
7. Sie entwickelt digitale Maßnahmen zur Unterstützung der Präsenzlehrangebote sowie 

Bildungsangebote in digitaler Form. 
 
8. Sie schafft geschlechtergerechte und familienfreundliche Voraussetzungen, unter de-

nen ihre Leistungen erbracht und in Anspruch genommen werden können. 
 
9. Sie tritt ihren Beschäftigten gegenüber verlässlich und wertschätzend auf und fördert 

sie in ihrer persönlichen und fachlichen Weiterentwicklung.  
 
10. Sie berücksichtigt mit angemessenen Vorkehrungen die besonderen Bedürfnisse Stu-

dierender und Beschäftigter mit Behinderung oder chronischer Erkrankung. 
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11. Sie stellt sicher, dass die Erfüllung ihrer Aufgaben, insbesondere in Bildung und For-

schung, zum Zweck der Sicherung und Verbesserung ihrer Qualität regelmäßig evalu-
iert wird. Alle Mitglieder und Angehörigen der Hochschule haben die Pflicht, dabei mit-
zuwirken. Insbesondere die Studierenden werden zu ihrer Einschätzung der Lehrver-
anstaltungen und Studiengänge befragt. Auch hochschulauswärtige Sachverständige 
können an der Evaluierung beteiligt werden. Die Ergebnisse der Evaluation werden ver-
öffentlicht. Das Evaluationsverfahren regelt die Hochschule in einer Ordnung. 

 
12. Sie unterrichtet die Öffentlichkeit über die Erfüllung ihrer Aufgaben. 

 
 
 

Teil II 
Mitgliedschaft und Mitwirkung 

 
§ 3 

Mitglieder und Angehörige 
 
(1) Die in den Ruhestand versetzten Professorinnen und Professoren werden nicht wahlberech-

tigte Mitglieder der Hochschule. Im Einvernehmen mit den zuständigen Stellen, Organen und 
Gremien sind sie berechtigt, in ihrem Lehrgebiet Lehrveranstaltungen anzubieten und nach 
Maßgabe der jeweiligen Prüfungsordnung entsprechende Prüfungen abzunehmen. 

 
(2) Zu den Mitgliedern der FH Münster gehören auch Personen, die zum Erwerb der Vorausset-

zungen einer FH-Professur an der FH Münster eingestellt werden. Sie sind berechtigt, die 
Bezeichnung „Nachwuchsprofessorin“ oder „Nachwuchsprofessor“ zu führen. 

 
(3) Die in den Ruhestand ausscheidenden akademischen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sowie 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in Technik und Verwaltung werden mit dem Datum des Aus-
scheidens Angehörige der Hochschule. 

 
(4) Assoziierte Personen (z.B. Adjunct Professors) sind Angehörige der Hochschule. 
 
(5) Ehemalige Studierende der FH Münster, die die Hochschule nach erfolgreichem Abschluss 

eines Studiengangs verlassen haben, können auf Antrag Angehörige der Hochschule werden. 
 
(6) Jungstudierende nach § 48 Abs. 6 HG sowie Referentinnen und Referenten in Hochschulzer-

tifikatskursen sind für die Dauer der Lehrveranstaltung bzw. des Kurses Angehörige der Hoch-
schule. Beschäftigte der TAFH sind Angehörige der Hochschule. 
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(7) Alle Angehörigen der Hochschule nach § 9 HG und dieser Grundordnung können im Einver-
nehmen mit den für die Nutzung der Hochschulressourcen Verantwortlichen in gleichem Um-
fang wie Mitglieder die Einrichtungen der Hochschule benutzen, soweit dies für ihre Tätigkeit 
erforderlich ist und dadurch die Erfüllung der Aufgaben der Hochschule nicht beeinträchtigt 
wird. 

 
 
 

§ 4 
Bildung von Untergruppen 

 
(1) Die Mitgliedergruppen, die in Gremien vertreten sind, können Untergruppen bilden. 
 
(2) Die Hochschulmitglieder der Gruppe der Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer, der 

Gruppe der akademischen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, der Gruppe der Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter in Technik und Verwaltung und der Gruppe der Studierenden können sich zur 
Wahrnehmung ihrer Interessen zusammenschließen und Sprecherinnen oder Sprecher wäh-
len. 

 
 
 

§ 4 a 
Mitgliederinitiative 

 
(1) Mitglieder der Hochschule können beantragen, dass über eine bestimmte Angelegenheit, 

für die ein Organ der Hochschule oder des Fachbereichs oder die Kommission nach § 28 
Absatz 8 HG gesetzlich zuständig ist, das zuständige Organ berät und entscheidet oder 
die Kommission eine Empfehlung abgibt (Mitgliederinitiative der Hochschule). 

 
(2) Mitglieder eines Fachbereichs können beantragen, dass über eine bestimmte Angelegen-

heit, für die ein Organ des Fachbereichs oder die Kommission nach § 28 Absatz 8 HG 
gesetzlich zuständig ist, das zuständige Organ berät und entscheidet oder die Kommission 
eine Empfehlung abgibt (Mitgliederinitiative des Fachbereichs). 

 
(3) Das Nähere zur Mitgliederinitiative regelt die Wahlordnung der Hochschule. 
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Teil III 
Aufbau und Organisation 

 
1. Zentralebene 

 
§ 5 

Präsidium 
 
(1) Die Hochschule wird an Stelle des Rektorats von einem Präsidium geleitet. Die Vizepräsiden-

tin oder der Vizepräsident für Wirtschafts- und Personalverwaltung führt die Bezeichnung 
Kanzlerin oder Kanzler. 

 
(2) Dem Präsidium gehören die Präsidentin oder der Präsident als Vorsitzende oder als Vorsit-

zender sowie die Kanzlerin oder der Kanzler als hauptberufliche Mitglieder an. Die weiteren 
Vizepräsidentinnen und Vizepräsidenten gehören dem Präsidium als nebenberufliche Mitglie-
der an. 

 
(3) Die Präsidentin oder der Präsident kann die Richtlinien für die Erledigung der Aufgaben des 

Präsidiums festlegen. 
 
(4) Beschlüsse des Präsidiums können nicht gegen die Stimme der Präsidentin oder des Präsi-

denten gefasst werden. 
 
(5) Eine nicht hauptberufliche Vizepräsidentin oder ein nicht hauptberuflicher Vizepräsident kann 

aus der Gruppe der akademischen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter gewählt werden. 
 
 
 

§ 6 
Amtszeiten der Präsidiumsmitglieder 

 
(1) Die erste Amtszeit eines jeden Präsidiumsmitglieds – mit Ausnahme der Kanzlerin oder 

des Kanzlers – beträgt sechs Jahre; jede weitere sechs Jahre. 
 
(2) Fallen die Amtszeiten der Präsidentin oder des Präsidenten und die Amtszeit von Vizeprä-

sidentinnen oder Vizepräsidenten auseinander, kann die Hochschulwahlversammlung auf 
Antrag der Präsidentin oder des Präsidenten die Amtszeit der Vizepräsidentinnen oder Vi-
zepräsidenten bis zum Ende der Amtszeit der Präsidentin oder des Präsidenten verlän-
gern. 

 
(3) Die Amtszeit der Vizepräsidentinnen oder Vizepräsidenten endet spätestens mit der Amts-

zeit der Präsidentin oder des Präsidenten. 
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(4) Die erste Amtszeit der Kanzlerin oder des Kanzlers beträgt unabhängig von der Amtszeit 
der Präsidentin oder des Präsidenten sechs Jahre; jede weitere acht Jahre. 

 
 
 

§ 7 
Senat 

 
(1) Stimmberechtigte Mitglieder1 des Senats sind 
 

1. zwölf Vertreterinnen oder Vertreter der Gruppe der Professorinnen und Professoren, 
 
2. drei Vertreterinnen oder Vertreter der Gruppe der akademischen Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeiter, 
 
3. drei Vertreterinnen oder Vertreter der Gruppe der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in 

Technik und Verwaltung, 
 
4. sechs Vertreterinnen oder Vertreter der Gruppe der Studierenden. 
 

Die Stimmen der Senatorinnen und Senatoren der Gruppe der akademischen Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter, der Gruppe der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in Technik 
und Verwaltung sowie der Gruppe der Studierenden werden jeweils mit dem Faktor 2 
gewichtet. 

 
§ 11 Abs. 2 Satz 2 HG gilt auch bei den Abstimmungen im Senat: In Angelegenheiten, 
die die Lehre mit Ausnahme ihrer Bewertung unmittelbar betreffen, insbesondere beim 
Erlass von Rahmenprüfungsordnungen, werden zusätzlich nach der Stimmengewich-
tung nach Satz 2 die Stimmen der Senatorinnen und Senatoren aus der Gruppe der 
Professorinnen und Professoren mit dem Faktor 2 gewichtet. In Angelegenheiten, die 
die Forschung, Kunst und Berufung von Professorinnen und Professoren unmittelbar 
betreffen, insbesondere bei der Wahl der Mitglieder des Senats in der Findungskom-
mission nach § 17 Abs. 3 HG, der Billigung von Planungsgrundsätzen im Sinne von 
§ 16 Abs. 1 a Satz 1 HG, dem Erlass von Ordnungen, die inhaltliche Rahmenbedingun-
gen der Forschung regeln, bei dem Beschluss über die Aufforderung nach § 17 Abs. 1 
S. 6 HG sowie bei Beschlussfassungen nach § 17 Abs. 4 S. 2 HG werden die Stimmen 
der Senatorinnen und Senatoren aus der Gruppe der Professorinnen und Professoren 
mit dem Faktor 2,1 gewichtet. 

 
                                                      
1 Die Geschlechterparität soll eigenverantwortlich durch Ausgleich in den Gruppen der akad. Mitarbeiterinnen und Mitarbei-

ter und der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in Technik und Verwaltung erreicht werden. 
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(2) Beratende, nicht stimmberechtigte Mitglieder des Senats sind 
 
1. die Präsidentin oder der Präsident, 
 
2. die Vizepräsidentinnen oder Vizepräsidenten, 
 
3. die Kanzlerin oder der Kanzler 
 
4. die Dekaninnen oder Dekane, die Leiterinnen und Leiter der zentralen wissenschaftli-

chen Einrichtungen, 
 
5. die Vertrauensperson der schwer behinderten Menschen, 
 
6. die oder der Vorsitzende des Personalrats und des Personalrats nach § 105 Landes-

personalvertretungsgesetz, 
 
7. die oder der Vorsitzende des Allgemeinen Studierendenausschusses, 
 
8. die zentrale Gleichstellungsbeauftragte, 
 
9. die Präsidentin oder der Präsident des Studierendenparlaments, 
 
10. die oder der Beauftragte für Studierende mit Behinderung oder chronischer Erkrankung, 

Sie haben das Recht, Anträge zu stellen. 
 
(3) Die Amtszeit der studentischen Mitglieder des Senats beträgt ein Jahr; die Amtszeit der übri-

gen Wahlmitglieder des Senats beträgt vier Jahre. 
 
(4) Die Sitzungen des Senats werden von der Präsidentin oder dem Präsidenten geleitet, es sei 

denn der Senat ist mit einer Empfehlung nach § 15 e dieser Ordnung befasst. Bei der Behand-
lung eines solchen Tagesordnungspunktes übernimmt das älteste Senatsmitglied die Sit-
zungsleitung. 

 
(5) Zu Entscheidungen, die unmittelbar die Angelegenheiten der Fachbereiche berühren, wird das 

Votum der Fachbereichskonferenz eingeholt. 
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§ 8 

Kommissionen 
 
(1) Zur Beratung von Präsidium und Senat bildet der Senat ständige Kommissionen, die sich an 

den Aufgabenbereichen der Vizepräsidentinnen und Vizepräsidenten orientieren und insbe-
sondere die Bereiche Lehre, Studium und Weiterbildung, Forschung und Wissenstransfer so-
wie Planung und Finanzen berücksichtigen. 

 
Den Vorsitz in diesen Kommissionen übernimmt das jeweils zuständige Präsidiumsmitglied. 

 
(2) Die Qualitätsverbesserungskommission im Sinne des § 4 Abs. 2 des Gesetzes zur Verbesse-

rung - von Chancengleichheit beim Hochschulzugang in Nordrhein-Westfalen setzt sich aus 
den Mitgliedern der für Lehre zuständigen Senatskommission zusammen; sie wird vom Senat 
um so viele Studierende ergänzt, dass diese gegenüber den übrigen Gruppen über eine 
Stimme Mehrheit verfügen. 
Gem. § 4 Abs. 3 Satz 3 Studiumsqualitätsgesetz wird an den Fachbereichen und Instituten 
mit Lehraufgaben von der Bildung von Qualitätsverbesserungskommissionen abgesehen. 

 
(2a) Die Beschwerdekommission ist eine ständige Kommission des Senats und bearbeitet nicht 

unerhebliche Mängel in der Lehr- und Studienorganisation an der FH Münster. Sie gibt dem 
Präsidium unmittelbar Empfehlungen, wie festgestellte Mängel behoben werden können. 

 
Stimmberechtigte Mitglieder der Beschwerdekommission sind: 
 
1. eine vorsitzende Person, 
 
2. zwei Vertreterinnen oder Vertreter der Gruppe der Professorinnen und Professoren, 
 
3. eine Vertreterin oder ein Vertreter der Gruppe der akademischen Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeiter, 
 
4. vier Vertreterinnen oder Vertreter der Gruppe der Studierenden. 
 
Die Vizepräsidentin oder der Vizepräsident, die oder der für den Bereich Lehre zuständig ist, 
nimmt mit beratender Stimme teil. 
 
Die Mitglieder nach Nr. 2, 3 und 4 sollen vom Senat nach Gruppen getrennt aus dem Kreis 
der Mitglieder der Qualitätsverbesserungskommission gewählt werden. Die vorsitzende Per-
son wird vom gesamten Senat gewählt. Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme der vorsitzen-
den Person den Ausschlag. 
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(3) Der Senat kann für die Dauer seiner Amtszeit weitere ständige Kommissionen bilden, wenn 
Aufgabenbereiche wegen ihrer Bedeutung eine ständige Beratung durch eine Kommission 
erfordern. Die Mitglieder der Kommission wählen aus ihrer Mitte die Vorsitzende oder den 
Vorsitzenden und teilen dies der Präsidentin oder dem Präsidenten mit. 

 
(4) Der Senat achtet bei der Bildung der ständigen Kommissionen auf eine sachgemäße Reprä-

sentanz der Gruppen in der Hochschule; als Orientierung der Gruppenverhältnisse dient die 
Zusammensetzung der stimmberechtigten Mitglieder des Senats. 

 
(5) Die zu wählenden Mitglieder der ständigen Kommissionen werden vom Senat nach Gruppen 

getrennt gewählt. Der Senat kann auch Nichtmitglieder der Hochschule als beratende Mitglie-
der ohne Stimmrecht in die Kommissionen berufen. Die Amtszeit der Mitglieder der Kommis-
sionen endet mit der Amtszeit des Senats, der sie gebildet hat; die Amtszeit der Studierenden 
beträgt ein Jahr. 

 
(6) Die ständigen Kommissionen können weitere Aufgaben durch den Senat und das Präsidium 

erhalten, soweit sie mit ihrem Zuständigkeitsbereich im Zusammenhang stehen. Soweit sich 
die Kommissionen keine eigenen Geschäftsordnungen geben, gilt für ihre Arbeit die Ge-
schäftsordnung des Senats in der jeweils aktuellen Fassung. 

 
 
 

§ 9 
Fachbereichskonferenz 

 
Die Dekaninnen und Dekane der Fachbereiche sowie die Leiterinnen und Leiter der Zentralen Wis-
senschaftlichen Einrichtungen bilden die Fachbereichskonferenz. Sie berät Hochschulrat, Präsidium 
und Senat und unterstützt das Präsidium bei hochschulweiten Leitungsentscheidungen. 
 
 
 

§ 10 
Zentrale Gleichstellungsbeauftragte 

 
(1) Die zentrale Gleichstellungsbeauftragte wird aus dem Kreis der weiblichen Hochschulmitglie-

der, die ein Hochschulstudium abgeschlossen haben oder über eine im Einzelfall nachgewie-
sene andere Fachqualifikation verfügen, von den Mitgliedern der Gleichstellungskommission 
gewählt und von der Präsidentin oder dem Präsidenten für eine Amtszeit von vier Jahren be-
stellt. Sofern die zentrale Gleichstellungsbeauftragte der Gruppe der Studierenden angehört, 
beträgt die Amtszeit ein Jahr. Wiederwahl ist möglich. Die Kandidatinnen für die Wahl werden 
aufgrund einer hochschulöffentlichen Ausschreibung ermittelt. 
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(2) Die zentrale Gleichstellungsbeauftragte hat zwei Vertreterinnen, die von den Mitgliedern der 
Gleichstellungskommission gewählt werden. Die Vertreterinnen sind von dem Erfordernis des 
abgeschlossenen Hochschulstudiums ausgenommen. Sie sollen unterschiedlichen und ande-
ren Statusgruppen als die Gleichstellungsbeauftragte angehören, davon eine aus der Gruppe 
der Studierenden. 

 
Die Vertreterinnen der zentralen Gleichstellungsbeauftragten werden von der Präsidentin oder 
dem Präsidenten für eine Amtszeit von vier Jahren bestellt; sofern eine Vertreterin der Gruppe 
der Studierenden angehört, beträgt die Amtszeit ein Jahr. Die zentrale Gleichstellungsbeauf-
tragte kann die dauernde Wahrnehmung von Aufgaben widerruflich auf ihre Vertreterinnen 
übertragen. Die dauernde Übertragung von Aufgaben auf eine Vertreterin ist dem Präsidium 
anzuzeigen. 

 
(3) Die Aufgaben der dezentralen Gleichstellungsbeauftragten nach § 15 a bleiben unberührt. 
 
 
 

§ 10 a 
Gleichstellungskommission 

 
(1) Zur Beratung und Unterstützung der Gleichstellungsbeauftragten und der zentralen Organe, 

Gremien, Funktionsträgerinnen und Funktionsträger wird eine Gleichstellungskommission ge-
bildet. Zu ihren Aufgaben gehören insbesondere die Überwachung der Aufstellung und Ein-
haltung der Gleichstellungspläne. 

 
(2) Die Mitglieder der Gleichstellungskommission werden von den Mitgliedern der Hochschule 

nach Gruppen getrennt gewählt. 
 
(3) Die Amtszeit der Mitglieder der Gleichstellungskommission beträgt vier Jahre, die Amtszeit 

der studentischen Mitglieder beträgt ein Jahr. Wiederwahl ist zulässig. 
 
(4) Der geschlechtsparitätisch besetzten Gleichstellungskommission gehören als Mitglieder an: 
 

1. zwei Mitglieder aus der Gruppe der Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer, 
2. zwei Mitglieder aus der Gruppe der akademischen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, 
3. zwei Mitglieder aus der Gruppe der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in Technik und 

Verwaltung, 
4. zwei Mitglieder aus der Gruppe der Studierenden. 

 
(5) Die zentrale Gleichstellungsbeauftragte und ihre Vertreterinnen sind nicht stimmberechtigte 

Mitglieder der Gleichstellungskommission. 
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(6) Die zentrale Gleichstellungsbeauftragte ist Vorsitzende der Gleichstellungskommission. 
 
 
 

§ 10 b 
Vertretung der Belange studentischer Hilfskräfte 

 
(1) Die Stelle zur Vertretung der Belange studentischer Hilfskräfte besteht aus zwei Studierenden, 

welche an den zentralen Standorten eingesetzt werden sollen. Sie werden gemeinsam mit 
den Wahlen zu den Gremien nach Maßgabe der Wahlordnung von den Studierenden gewählt. 

 
(2) Die Wahl erfolgt auf Vorschlag der Studierendenschaft oder aufgrund des Ergebnisses einer 

hochschulöffentlichen Ausschreibung. 
 
(3) Die Amtszeit beträgt ein Jahr; Wiederwahl ist zulässig. 
 
(4) Die Präsidentin oder der Präsidenten bestellt die beiden Mitglieder der Stelle für die Vertretung 

der Belange studentischer Hilfskräfte. Das Präsidium legt eine angemessene Freistellung von 
der dienstlichen Tätigkeit fest, wenn sich die oder der Beauftragte in einem Dienst- oder Be-
schäftigungsverhältnis zur Hochschule befindet. 

 
 
 

§ 10 c 
Vertretung der Belange von Studierenden mit Behinderung oder chronischer Erkrankung 

 
(1) Auf Vorschlag des Präsidiums oder der Mitglieder der Gruppe der Studierenden im Senat 

wählt der Senat eine Person, die die Belange der Studierenden mit Behinderung oder chroni-
scher Erkrankung wahrnimmt. 

 
(2) Wählbar sind Mitglieder der Hochschule. Die Amtszeit beträgt vier Jahre; falls eine Studie-

rende oder ein Studierender das Amt wahrnimmt, verkürzt sich die Amtszeit auf zwei Jahre. 
Die Bestellung erfolgt durch die Präsidentin oder den Präsidenten. 

 
(3) Das Präsidium legt eine angemessene Freistellung von der dienstlichen Tätigkeit fest, wenn 

sich die oder der Beauftragte in einem Dienst- oder Beschäftigungsverhältnis zur Hochschule 
befindet. 
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2. Hochschulrat 
 

§ 11 
Hochschulrat 

 
(1) Der Hochschulrat besteht aus acht Mitgliedern. 
 
(2) Mindestens die Hälfte der Mitglieder des Hochschulrats sind Externe. 
 
(3) Der Hochschulrat wählt aus dem Kreis der Externen mit einfacher Mehrheit eine Vorsitzende 

bzw. einen Vorsitzenden. 
 
 
 

3. Fachbereichsebene 
 

§ 12 
Dekanin oder Dekan 

 
(1) Die Amtszeit der Dekanin oder des Dekans beträgt fünf Jahre. 
 
(2) Die Aufgaben der Dekanin oder des Dekans können von einem Dekanat wahrgenommen wer-

den, dem maximal vier Prodekaninnen oder Prodekane angehören. Höchstens die Hälfte der 
Prodekaninnen oder Prodekane kann einer anderen Gruppe als der der Professorinnen und 
Professoren angehören. Die Regelungen der Grundordnung über die Dekaninnen oder De-
kane gelten auch für die Mitglieder des Dekanates. 

 
 
 

§ 13 
Fachbereichsrat 

 
(1) Stimmberechtigte Mitglieder des Fachbereichsrates sind in Abhängigkeit ihrer Größe und des 

Anteils an akademischen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 
 

• 7 Mitglieder aus der Gruppe der Professorinnen und Professoren, 2 Mitglieder aus der 
Gruppe der akademischen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, 1 Mitglied aus der Gruppe 
der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in Technik und Verwaltung, 4 Mitglieder aus der 
Gruppe der Studierenden oder 
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• 7 Mitglieder aus der Gruppe der Professorinnen und Professoren, 1 Mitglied aus der 

Gruppe der akademischen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, 1 Mitglied aus der Gruppe 
der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in Technik und Verwaltung, 5 Mitglieder aus der 
Gruppe der Studierenden oder 

 
• 5 Mitglieder aus der Gruppe der Professorinnen und Professoren, 1 Mitglied aus der 

Gruppe der akademischen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, 1 Mitglied aus der Gruppe 
der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in Technik und Verwaltung, 3 Mitglieder aus der 
Gruppe der Studierenden. 

 
Näheres regelt die Wahlordnung. Sofern das Mitglied aus der Gruppe der Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter in Technik und Verwaltung über ein Stimmrecht gem. § 11 Abs. 3 HG verfügt, 
werden die Stimmen der Mitglieder der Gruppe der Professorinnen und Professoren in Ange-
legenheiten, die die Forschung und Kunst betreffen, mit dem Faktor 1,1 gewichtet. 

 
(2) Die Dekanin oder der Dekan ist Vorsitzende oder Vorsitzender des Fachbereichsrates. 
 
(3) Die Mitglieder des Fachbereichsrates nach Abs. 1 werden von den Mitgliedern des Fachbe-

reichs nach Gruppen getrennt gewählt. Ihre Amtszeit beträgt fünf Jahre; die Amtszeit der stu-
dentischen Mitglieder beträgt ein Jahr. 

 
 
 

§ 13 a 
Prüfungsausschuss 

 
Einem Prüfungsausschuss können auch Mitglieder des Fachbereichs angehören, die nicht Mitglieder 
des Fachbereichsrates sind. 
 
 
 

§ 14 
Fachbereiche, wissenschaftliche Einrichtungen 

 
Die Hochschule gliedert sich in Fachbereiche und wissenschaftliche Einrichtungen. Die Fachberei-
che spiegeln die fachliche Gliederung der Hochschule wider; ihre Größe ermöglicht ihnen eine an-
gemessene und gleichmäßige Teilhabe an den Selbstverwaltungsaufgaben und die Erfüllung der 
ihnen obliegenden Steuerungsprozesse. Die wissenschaftlichen Einrichtungen berücksichtigen ins-
besondere die interdisziplinäre Zusammenarbeit in den Bereichen Lehre, Weiterbildung und For-
schung. 
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§ 15 
Wissenschaftliche Einrichtungen 

 
(1) Zentrale wissenschaftliche Einrichtungen geben sich mit Zustimmung des Präsidiums eine 

Verwaltung- oder Institutsordnung. 
 

In dieser Ordnung ist insbesondere zu regeln 
 
a) die Rechtsstellung und Aufgabenerfüllung, 
b) die Mitglieder, 
c) die Leitungsorganisation, 
d) ein Verwaltungs- oder Institutsrat, seine Zusammensetzung sowie die Wahl und Amtszeit 

seiner Mitglieder, 
e) die Haushaltsführung. 
 

(2) Die Organisation von zentralen wissenschaftlichen Einrichtungen, die Lehre oder Forschung 
anbieten, soll der Organisation der Fachbereiche entsprechen; §§ 9, 12 und 13 gelten ent-
sprechend. 

 
(3) Wissenschaftliche Einrichtungen, die von mehreren Fachbereichen oder Lehreinheiten errich-

tet werden, schließen über die Errichtung eine Kooperationsvereinbarung, in der sie Näheres 
über das Zusammenwirken der beteiligten Einheiten regeln. 

 
 
 

§ 15 a 
Dezentrale Gleichstellungsbeauftragte 

 
(1) Die Fachbereiche bestellen Gleichstellungsbeauftragte des Fachbereichs und ihre Stellvertre-

tungen für eine Amtszeit von fünf Jahren. Für den Fall, dass eine Studierende eine solche 
Funktion übernimmt, beträgt die Amtszeit ein Jahr. Für mehrere Fachbereiche der Hochschule 
können im Benehmen mit der zentralen Gleichstellungsbeauftragten gemeinsame Gleichstel-
lungsbeauftragte und Vertreterinnen bestellt werden. 

 
(2) Für Zentrale Wissenschaftliche Einrichtungen gilt Abs. 1 entsprechend. 
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Teil III a 

Wahl und Abwahl der Mitglieder des Präsidiums 
 

§ 15 b 
Findungskommission 

 
(1) Zur Vorbereitung der Wahlen der Präsidentin oder des Präsidenten, der Vizepräsidentinnen 

oder Vizepräsidenten und der Kanzlerin oder des Kanzlers bilden Hochschulrat und Senat 
rechtzeitig vor Ablauf der Amtszeiten der Mitglieder des Präsidiums eine Findungskommission. 

 
(2) Die Findungskommission besteht aus einer gleichen Anzahl von Hochschulrats- und Senats-

mitgliedern. Hochschulrat und Senat legen im Vorfeld einer Wahl die konkrete Anzahl der Mit-
glieder der Findungskommission – mindestens vier, höchstens acht - einvernehmlich fest. 

 
(3) Die Findungskommission wählt in ihrer konstituierenden Sitzung eine Sprecherin oder einen 

Sprecher sowie eine Vertreterin oder einen Vertreter. Die oder der Vorsitzende des Hoch-
schulrats beruft die Mitglieder der Findungskommission zur konstituierenden Sitzung ein. 

 
(4) Die zentrale Gleichstellungsbeauftragte nimmt beratend an den Sitzungen der Findungskom-

mission teil. Die Findungskommission kann insbesondere auf Vorschlag des Senats und oder 
des Hochschulrats weitere beratende Mitglieder hinzuziehen. Bei der Vorbereitung der Wahl 
der Kanzlerin oder des Kanzlers gehört die Präsidentin oder der Präsident der Findungskom-
mission als beratendes Mitglied an. 

 
 
 

§ 15 c 
Verfahren in der Findungskommission 

 
(1) Die Wahlen der hauptberuflichen Präsidiumsmitglieder setzen voraus, dass die zu besetzende 

Stelle zuvor öffentlich ausgeschrieben wird. Hierzu erstellt die Findungskommission einen 
Ausschreibungstext, der insbesondere das gesetzlich geforderte Anforderungsprofil berück-
sichtigt. Die Findungskommission kann auch Personen, die sie für das Amt für geeignet hält, 
direkt ansprechen und auffordern, sich für das Amt zu bewerben. Die Findungskommission 
legt fest, in welchen Medien der Ausschreibungstext veröffentlicht wird. Von dem Erfordernis 
der Ausschreibung und der Durchführung des Findungsverfahrens kann im Einvernehmen mit 
der Gleichstellungsbeauftragten abgesehen werden, sofern Senat und Hochschulrat die Amts-
inhaberin oder den Amtsinhaber aufgefordert haben, für eine weitere Amtszeit zu kandidieren. 
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(2) Bewerberinnen oder Bewerber, die nach Auffassung der Mitglieder der Findungskommission 

für das Amt nicht in Betracht kommen, werden nicht berücksichtigt; eine solche Entscheidung 
setzt einen Mehrheitsbeschluss der anwesenden Mitglieder voraus. 

 
(3) Die Findungskommission führt das Auswahlverfahren mit den in die engere Wahl kommenden 

Kandidatinnen und Kandidaten durch. 
 
(4) Nach Abschluss des Auswahlverfahrens erstellt die Findungskommission eine Liste von ma-

ximal drei geeigneten Kandidatinnen und Kandidaten, die in eine Reihung zu bringen sind. 
Diese Liste sowie die dazu gehörigen Bewerbungsunterlagen werden an die Hochschulwahl-
versammlung weitergegeben. 

 
(5) Nebenberufliche Vizepräsidentinnen oder Vizepräsidenten werden durch die (designierte) 

Präsidentin oder den (designierten) Präsidenten vorgeschlagen. Abs. 1 bis Abs. 4 finden keine 
Anwendung. Die Findungskommission nimmt zum Vorschlag der (designierten) Präsidentin 
oder des (designierten) Präsidenten Stellung. 

 
 
 

§ 15 d 
Verfahren in der Hochschulwahlversammlung 

 
(1) Den Vorsitz in der Hochschulwahlversammlung hat die oder der Vorsitzende des Hochschul-

rates inne. 
 
(2) Sind die Bewerberinnen und Bewerber angehört worden, findet eine geheime Wahl statt. 

Stimmberechtigt sind die stimmberechtigten Mitglieder des Senats sowie die externen Mit-
glieder des Hochschulrates. 

 
(3) Die Findungskommission kann der Hochschulwahlversammlung zur Wahl eine Person oder 

bis zu drei Personen vorschlagen, über deren Wahl die Hochschulwahlversammlung in einer 
von der Findungskommission festgelegten Reihenfolge abstimmt.  

 
(4) Die Stimmen der externen Hochschulratsmitglieder werden dabei mit demjenigen Faktor 

multipliziert, der sich aus der Anzahl der Stimmen der Senatsmitglieder geteilt durch die An-
zahl der Stimmen der externen Hochschulratsmitglieder ergibt. 

 
(5) Gewählt ist, wer die Mehrheit der Stimmen der Mitglieder der Hochschulwahlversammlung 

und zugleich die Mehrheit der Stimmen der Mitglieder innerhalb seiner beiden Hälften erhält. 
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(6) Kommen die erforderlichen Mehrheiten auch nach einem dritten Wahlgang nicht zustande, 

gibt die oder der Vorsitzende der Hochschulwahlversammlung die Bewerbungen an die 
Sprecherin oder den Sprecher der Findungskommission zurück und bittet um einen neuen 
Vorschlag bzw. um neue Vorschläge. 

 
(7) Die Geschäftsordnung des Senates wird entsprechend angewandt, soweit sich aus der 

Grundordnung nichts Anderes ergibt. 
 
 
 

§ 15 e 
Abwahl von Mitgliedern des Präsidiums 

 
(1) Die Hochschulwahlversammlung kann jedes Mitglied des Präsidiums mit der Mehrheit von 

fünf Achteln ihrer Stimmen abwählen; mit der Abwahl ist die Amtszeit des abgewählten Mit-
glieds des Präsidiums beendet. Die Wahl eines neuen Mitglieds soll unverzüglich unter Mit-
wirkung der Findungskommission erfolgen. 

 
(2) Die Abwahl eines Mitglieds des Präsidiums kann durch die Mehrheit der stimmberechtigten 

Mitglieder des Hochschulrates bei dem Vorsitz der Hochschulwahlversammlung beantragt 
werden. Gleiches gilt bei einer entsprechenden mehrheitlich getroffenen Empfehlung des Se-
nates. 

 
(3) Dem Mitglied des Präsidiums ist Gelegenheit zur Stellungnahme innerhalb einer Frist von 

zehn Werktagen im Vorfeld der Sitzung der Hochschulwahlversammlung zu geben. Im Falle 
einer Vizepräsidentin oder eines Vizepräsidenten ist auch der Präsidentin oder dem Präsiden-
ten die Möglichkeit zur Stellungnahme innerhalb dieser Frist einzuräumen. 

 
 
 

Teil IV 
Hausrecht, Veröffentlichungen, Schlussbestimmungen 

 
§ 16 

Hausrecht 
 
Die Präsidentin oder der Präsident kann die Ausübung des Hausrechts anderen Mitgliedern oder 
Angehörigen der Hochschule übertragen. 
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§ 17 
Verkündungsblatt 

 
(1) Satzungen und Ordnungen der Hochschule und der Studierendenschaft werden in den Amtli-

chen Bekanntmachungen der Hochschule veröffentlicht, die fortlaufend nummeriert werden. 
 
(2) Sonstige Rahmenregelungen, Richtlinien und Beschlüsse von Gremien der Hochschule oder 

Einrichtungen außerhalb der Hochschule werden in den Amtlichen Bekanntmachungen der 
Hochschule veröffentlicht, wenn eine Rechtsgrundlage dies vorsieht oder, wenn Hochschulrat, 
Präsidium oder Senat dies beschließen. 

 
(3) Die Ausfertigung der Satzungen und Ordnungen der Hochschule erfolgt durch die Präsidentin 

oder den Präsidenten. Satzungen und Ordnungen, die keine ausdrückliche Regelung über ihr 
Inkrafttreten enthalten, treten einen Tag nach der Veröffentlichung in den Amtlichen Bekannt-
machungen der Hochschule in Kraft. 

 
(4) Die Amtlichen Bekanntmachungen der Hochschule werden ausschließlich im Internet auf der 

Seite der Hochschule veröffentlicht. 
 
 
 

§ 18 
Jahresabschluss 

 
(1) Die Hochschule erstellt nach Ablauf des Haushaltsjahres einen Jahresabschluss. 
 
(2) Die Prüfung des Jahresabschlusses wird auf Vorschlag des Hochschulrates vom Präsidium in 

Auftrag gegeben. Das Ergebnis der Prüfung wird Präsidium und Hochschulrat vorgelegt. 
 
 
 

§ 19 
Inkrafttreten 

 
Die Grundordnung tritt in der Fassung der vierten Änderungsordnung rückwirkend zum 01.10.2020 
in Kraft. 
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Ausgefertigt aufgrund der Beschlüsse des Senats der FH Münster University of Applied Sciences 
vom 28.9.2020 und 25.1.2021. 
 
 
Gem. § 12 Abs. 5 HG NRW kann die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften des Hoch-
schulgesetzes oder des Ordnungs- oder des sonstigen Rechts der Hochschule gegen diese Ordnung 
nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden  
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